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Olaf Muthorst – Rechtsprechung Zivilrecht

Olaf Muthorst*

Zum nachbarrechtlichen Ausgleichsanspruch

BGB § 906 (analog) Durch eine Grenzwand eintretendes Regenwasser begründet einen nachbarrechtlichen 
Ausgleichsanspruch.

fer kann also erwarten, dass entweder die Sache man-
gelfrei oder der Verkäufer insoweit zumindest nicht arg-
listig ist. Die entscheidende Frage lautet nun, ob sich der 
Schutz des § 444 BGB auf den gesamten Erfüllungsan-
spruch erstreckt oder nur auf solche Mängel, die den 
Käufer vom Vertragsschluss abgehalten hätten, wenn 
sie ihm bekannt gewesen wären. Diese Frage kann man 
mit guten Gründen mit dem BGH im ersteren Sinne be-
jahen, weil dem Gewährleistungsrecht eine solche Dif-
ferenzierung auch ansonsten fremd ist. Nur muss man 
sich vor Augen halten: Wenn der Gewährleistungsaus-
schluss auch an solchen verschwiegenen Mängeln schei-
tert, die für den Käufer gar keine Bedeutung hatten, wird 
der Käufer auch dort vor Enttäuschungen geschützt, wo 
er selbst gar nichts erwartet hatte.

Die vom BGH formulierte Begründung, § 444 BGB sol-
le eine unredliche Freizeichnung verhindern, überzeugt 
hingegen nicht. Richtig ist, dass der Verkäufer im Mo-
ment des Vertragsschlusses unredlich war, weil er dem 
Käufer einen Mangel verschwieg, über den er ihn nach 
seiner eigenen Vorstellung hätte au!lären müssen. Hät-
te der Verkäufer bei Vertragsschluss gewusst, dass es 
dem Käufer auf diesen Mangel gar nicht ankam, hätte es 
insoweit aber schon an einer O"enbarungsp#icht gefehlt. 
Ex post betrachtet ist der Verkäufer nur deshalb unred-
lich, weil er nicht weiß, was dem Käufer wichtig ist und 
was nicht. 

Tritt durch eine Grenzwand Regenwasser ein, ha!et 
der Nachbar bei Verschulden aus §§ 823 I, II BGB so-
wie verschuldensunabhängig aus § 906 II 2 BGB ana-
log. §§ 278, 280 ". BGB sind nicht anwendbar. 

BGH, Urteil vom 15.07.2011 – V ZR 277/10, NJW 2011, 
S. 3294–3296

Sachverhalt

K und B sind Eigentümer benachbarter Wohnhäuser. 
Das Haus des B liegt mit Dach und Regenrinne direkt am 
Haus des K an. Ein Wandabschlussblech soll verhindern, 
dass Regenwasser in das Haus des K eindringt. Nachdem 

im Haus des K ein Feuchtigkeitsschaden entstanden war, 
forderte K den B auf, das Wandabschlussblech zu über-
prüfen, was B zusagte und womit er den Dachdecker D 
beau$ragte. Kurz nachdem dieser die Arbeiten ausge-
führt hatte, kam es nach starken Regenfällen zu einem 
massiven Wassereintritt in das Haus des K. K meint, das 
Wasser sei durch das von D mangelha$ instand gesetzte 
Wandabschlussblech eingedrungen, und verlangt von B 
Schadensersatz. 

Problemaufriss

In diesem Fall stellt sich die Frage, welche Ha$ungsnor-
men zwischen Nachbar/innen anwendbar sind. Vertrag-
liche Ansprüche kommen nicht in Betracht. Anerkannt 
ist aber, dass §§ 280 ". BGB (und mit ihnen §§ 276, 278 

 * Juniorprofessor für Bürgerliches Recht mit Zivilprozessrecht an der 
Universität Hamburg. 

der Käufer den Vertrag auch in Kenntnis des Mangels 
geschlossen hätte, schließt dies arglistiges Verschweigen 
aus Sicht des BGH also nicht aus. Das Gewährleistungs-
recht schütze nicht die rechtsgeschäftliche Entschlie-
ßungsfreiheit (wie § 123 BGB) und setze daher nicht vo-
raus, dass der Mangel die Kaufentscheidung beein#usst 
hat. § 444 BGB solle eine unredliche Freizeichnung des 
Verkäufers von der Sachmängelha$ung verhindern.10 

Das Ergebnis ist nicht zwingend, die Begründung ist 
nicht ausreichend. Man könnte ebenso die Ansicht ver-
treten, der Käufer verstoße gegen das Verbot wider-
sprüchlichen Verhaltens, wenn er Gewährleistungsrech-
te, auf die er vertraglich verzichtet habe, deshalb geltend 
mache, weil der Verkäufer nicht auf Mängel hingewiesen 
habe, die die Kaufentscheidung aber gar nicht beein#usst 
hätten. Dass das Gewährleistungsrecht das Erfüllungs-
interesse des Käufers schützt,11 also sein Interesse daran, 
dass der Verkäufer hält, was er versprochen hat, nämlich 
eine mangelfreie Sache, ändert daran nichts. Denn die 
Ha$ung des Verkäufers für solche Mängel ist vertraglich 
gerade ausgeschlossen worden. Ein solcher Ha$ungsaus-
schluss geht nach § 444 BGB ins Leere, wenn der Ver-
käufer den Mangel arglistig verschwiegen hat. Der Käu-

10 BGH vom 15.07.2011, NJW 2011, 3640 (3641, Tz. 13); zustimmende 
Anm. Christoph Weber, NJW 2011, S. 3642, Stephan Lorenz, LMK 2011, 
323580; sowie o.V., BB 2011, S. 2644.
11 Christoph Weber, Anm. zu BGH vom 15.07.2011, NJW 2011, S. 3642.
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Olaf Muthorst – Rechtsprechung Zivilrecht

BGB) auch auf gesetzliche Schuldverhältnisse anwendbar 
sind, wenn keine Sonderregeln bestehen. Beispielsweise 
ha$et auch der Geschä$sführer bei der Geschä$sfüh-
rung ohne Auftrag aus § 280 BGB.1 Im Eigentümer-
Besitzer-Verhältnis ist die Zufallsha$ung aus § 287 S. 2 
BGB hingegen erst bei Bösgläubigkeit des Besitzers nach 
§ 990 I BGB anwendbar.2 Zwischen Nachbar/innen erge-
ben sich Rechte und P#ichten zunächst aus den §§ 905 ". 
BGB. Daneben sind landesrechtliche Vorschri$en ein-
schlägig, hier etwa § 26 I des Hessischen Nachbarrechts-
gesetzes (HessNachbRG)3, wonach Eigentümer/innen 
ihre baulichen Anlagen so einrichten müssen, dass Nie-
derschlagswasser nicht auf das Nachbargrundstück ab-
geleitet wird oder trop$.4 Kommen Eigentümer/innen 
dieser P#icht nicht nach und dringt Regenwasser in das 
Nachbarhaus ein, sind sie zur Beseitigung (§ 1004 I BGB) 
verp#ichtet und es liegt darin eine widerrechtliche Ei-
gentumsverletzung i. S. v. § 823 I BGB sowie der objekti-
ve Verstoß gegen ein Schutzgesetz i. S. v. § 823 II BGB.5 

Allerdings ist dem B selbst kein Vorwurf zu machen, 
schließlich hatte er den D beauftragt, das Wand ab-
schluss blech instand zu setzen. Insoweit muss B nicht 
nach § 831 I BGB ha$en, denn der D ist nicht sein Ver-
richtungsgehilfe. Ein Handwerker erfüllt vielmehr selb-
ständig und weisungsfrei den Werkvertrag mit dem 
Au$raggeber.6 Eine P#ichtverletzung des D kann dem B 
auch nicht nach § 278 I BGB zugerechnet werden, denn 
B hat sich des D nicht „zur Erfüllung seiner Verbindlich-
keit“ bedient. Auf die gegenseitigen P#ichten zwischen 
Grundstücksnachbar/innen aus §§ 905 ". BGB ist § 278 I 
BGB nicht anwendbar. Die §§ 905 ". BGB konkretisieren 
nur die P#icht zur Rücksichtnahme, sie bilden aber kei-
ne selbständige Grundlage für Rechte und P#ichten, wie 
es für ein gesetzliches Schuldverhältnis kennzeichnend 
ist.7 Damit stellt sich die Frage, ob B dem K eventuell 
auch verschuldensunabhängig ha$et oder ob andern-
falls nicht doch ein Anspruch aus §§ 280 ". BGB bejaht 
werden müsste. 

1 Hartwig Sprau, in: Palandt, BGB, 71. Au#. 2012, § 677 Rn. 13.
2 BGH vom 12.11.1992, BGHZ 120, 204 (214); Peter Bassenge, in: Pa-
landt, BGB, 71. Au#. 2012, § 989 Rn. 5 a. E., § 990 Rn. 9. Das beruht da-
rauf, dass die im Verzug verschär$e Ha$ung nach § 990 II BGB neben 
der Bösgläubigkeitsha$ung unberührt bleibt, während in § 989 BGB 
bei Rechtshängigkeit keine entsprechende Regelung vorgesehen ist 
(vgl. BGH vom 29.01.1993, NJW-RR 1993, 626 (628).
3 Vom 24.09.1962, GVBl. I 1962, 417.
4 Entsprechende Regelung etwa in § 27 I NachbG NRW vom 
15.04.1969, GV NW 1969, 190. 
5 BGH vom 15.07.2011, NJW 2011, 3294 (3294 f., Tz. 8, 10); BGH vom 
12.11.1999, NJW-RR 2000, 537 (537).
6 BGH vom 18.01.1983, NJW 1983, 1108 (1109); BGH vom 21.06.1994, 
NJW 1994, 2756 (2757).
7 BGH vom 25.01.1964, BGHZ 42, 374 (377 f.); BGH vom 15.07.2011, 
NJW 2011, 3294 (3295, Tz. 17, und zuvor 3294 f., Tz. 7 f.); abgrenzend 
BGH vom 11.01.2007, NJW-RR 2007, 457 (458, Tz. 11 ".).

Zur Entscheidung

Der BGH hält eine verschuldensunabhängige Ha$ung 
für möglich und lehnt eine Anwendung der §§ 280 ". 
BGB im Verhältnis zwischen Grundstücksnachbar/in-
nen ab. Eine verschuldensunabhängige Ha$ung des B 
könne sich aus einer Analogie zu § 906 II 2 BGB ergeben 
(sog. nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch).8 

§ 906 BGB regelt den nachbarrechtlichen Immissions-
schutz. Absatz 1 begründet eine Duldungsp#icht für be-
stimmte unwesentlich beeinträchtigende Immissionen, 
die von einem Grundstück auf ein anderes einwirken. 
Absatz 2 erweitert die Duldungsp#icht auf bestimmte 
Immissionen, die zwar eine wesentliche Beeinträchti-
gung darstellen, aber durch eine ortsübliche Benutzung 
entstehen und durch wirtscha$lich zumutbare Maßnah-
men nicht verhindert werden können. Allerdings wird 
den Nachbar/innen in Satz 2 ein Ausgleichsanspruch 
eingeräumt, wenn die Einwirkung die ortsübliche Be-
nutzung oder den wirtscha$lichen Ertrag über das zu-
mutbare Maß hinaus beeinträchtigt.

Unmittelbar anwendbar ist § 906 II 2 BGB im vorlie-
genden Fall schon deshalb nicht, weil K gerade nicht 
zur Duldung des Wassereintritts verp#ichtet war. In 
Konstellationen, in denen zwar der Tatbestand eines 
Abwehranspruchs erfüllt ist, der Anspruchsteller die 
Einwirkung jedoch aus besonderen rechtlichen oder tat-
sächlichen Gründen – etwa, weil K auf die Zusage des 
B vertraute, dass das Wandabschlussblech instand ge-
setzt werde9 – nicht verhindern konnte (sog. faktischer 
Duldungszwang), kommt aber eine analoge Anwendung 
von § 906 II 2 BGB in Betracht.10 Es handelt sich um eine 
Ha$ung für rechtswidrige Störungen aus einer bestim-
mungsgemäßen Grundstücksnutzung, die vom beein-
trächtigten Nachbarn aus tatsächlichen Gründen nicht 
abgewehrt werden können.11 

Die Vorinstanz hatte für eine analoge Anwendung von 
§ 906 BGB o"ensichtlich vorausgesetzt, dass es sich um 
feinsto%iche Immissionen handeln müsse.12 Dem tritt 
der BGH entgegen: Der nachbarrechtliche Ausgleichs-
anspruch umfasse auch sog. Grobimmissionen und kön-
ne daher auch dann gegeben sein, wenn (Niederschlags- 
oder Leitungs-) Wasser von einem Nachbargrundstück 

8 BGH vom 15.07.2011, NJW 2011, 3294 (3295 f., Tz. 18, 20 ".).
9 BGH vom 15.07.2011, NJW 2011, 3294 (3296, Tz. 21).
10 BGH vom 17.09.2004, BGHZ 160, 232 (236); BGH vom 02.03.1984, 
BGHZ 90, 255 (262); ferner BGH vom 30.05.2003, BGHZ 155, 99 
(102 ".); Peter Bassenge, in: Palandt, BGB, 71. Au#. 2012, § 906 Rn. 35 f. 
Kritisch zum faktischen Duldungszwang Jörg Neuner, Das nachbar-
rechtliche Ha$ungssystem (Teil 2), JuS 2005, S. 487 (491), und Hans 
Wieling, Anm. zu BGH vom 17.09.2004, LMK 2005, S. 26–27. Vgl. fer-
ner Franz Jürgen Säcker, in: MüKo, BGB, 5. Au#. 2009, § 906 Rn. 141.
11 BGH vom 30.05.2003, BGHZ 155, 99 (104).
12 Vgl. BGH vom 15.07.2011, NJW 2011, 3294 (3295 f., Tz. 19 f.).
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Stefanie Kemme – Rechtsprechung Strafrecht

übertritt.13 Das ist überzeugend. § 906 BGB betri& Sto"e, 
die in ihrer Ausbreitung typischerweise weitgehend unbe-
herrschbar sind.14 Das gilt ebenso wie bei einem Wasser-
rohrbruch15 dann, wenn Regenwasser wie im vorliegenden 
Fall ein schadha$es Wandabschlussblech durchdringt.

Der Ausgleichsanspruch setzt tatbestandlich ferner vo-
raus, dass die erlittenen Nachteile das zumutbare Maß 
einer entschädigungslos hinzunehmenden Beeinträchti-
gung übersteigen. Das bejaht der BGH, da der Schaden 
des K hier fast 4000 Euro betrage.16 

Der nachbarrechtliche Ausgleichsanspruch ist aber sub-
sidiär, d. h. er ist nur gegeben, wenn der Fall nicht an-

13 BGH vom 15.07.2011, NJW 2011, 3294 (3296, Tz. 20); BGH vom 
30.05.2003, BGHZ 155, 99 (103).
14 BGH vom 24.01.1992, BGHZ 117, 110 (112 f.).
15 BGH vom 30.05.2003, BGHZ 155, 99–110.
16 BGH vom 15.07.2011, NJW 2011, 3294 (3296, Tz. 21).

derweitig abschließend gesetzlich geregelt ist.17 Dass eine 
landesrechtliche Vorschri$ wie § 26 I HessNachbRG kei-
ne abschließende Regelung darstellt, liegt auf der Hand, 
weil sie nur die Unterlassungsp#icht normiert, aber kei-
ne Regelung für den Fall der P#ichtverletzung enthält. 
Aber auch in Verbindung mit § 823 I, II BGB ergibt sich 
aus § 26 I HessNachbRG keine abschließende Regelung, 
denn die Ha$ungssysteme der deliktischen Verschul-
densha$ung und der nachbarrechtlichen Störerha$ung 
sind getrennt voneinander zu bewerten.18 

Damit steht im Umkehrschluss fest, dass für eine An-
wendung der §§ 280 ". BGB auf das Verhältnis zwischen 
Nachbar/innen kein Bedarf besteht.

17 BGH vom 15.07.2011, NJW 2011, 3294 (3296, Tz. 22); BGH vom 
22.07.1999, BGHZ 142, 227 (236); BGH vom 30.05.2003, BGHZ 155, 99 
(104).
18 BGH vom 30.05.2003, BGHZ 155, 99 (104).

Stefanie Kemme*

Gewöhnliche Turnschuhe als gefährliches Werkzeug

StGB § 224 I Nr. 2 Gefährliche Körperverletzung bei Tritten mit Turnschuhen gegen den Kopf.

Ein Straßenschuh von üblicher Beschaffenheit ist 
regelmäßig als ein gefährliches Werkzeug (§ 224 I 
Nr. 2 StGB) anzusehen, wenn damit einem Menschen 
in das Gesicht getreten wird. Gleiches gilt für feste 
Turnschuhe der heute üblichen Art.

BGH, Urteil vom 15.09.2010 – 2 StR 395/10, NStZ-RR 2011, 
337–338

Sachverhalt

Der Geschädigte B forderte von der M, die mit ihrem 
Ehemann zusammen einen Motorradhandel betrieb, 
nach einem fehlgeschlagenen Motorradkauf eine bereits 
geleistete Anzahlung von 10.000 Euro zurück. M wollte 
aber dem B die Anzahlung nicht erstatten. Sie verabrede-
te daher mit dem L und weiteren Mittätern, B unter dem 
Vorwand einer Besprechung über die Modalitäten der 
Rückerstattung seiner Anzahlung außerhalb der übli-
chen Geschä$szeiten in die Geschä$sräume zu locken. L 
und die anderen sollten B durch Anwendung von Gewalt 
zwingen, seine Forderung fallen zu lassen. Dazu sollte B 
ein von der M vorbereitetes Schri$stück unterzeichnen. 
Bei der Ausführung dieses Plans wurde B zunächst nie-
dergeschlagen. L trat dann mit festen Turnschuhen gegen 
Kopf und Rücken des B. B erlitt erhebliche Verletzungen, 

auch im Gesicht. Er sah sich gezwungen, das ihm vorge-
legte Schri$stück zu unterzeichnen, ohne es gelesen zu 
haben. In der Folgezeit machte er seinen Rückzahlungs-
anspruch gegen die M nicht mehr geltend.

Die Entscheidung

Das Landgericht verurteilte L wegen schwerer räuberi-
scher Erpressung in Tateinheit mit gefährlicher Körper-
verletzung, hatte allerdings die Tritte mit festen Turn-
schuhen nicht unter dem Gesichtspunkt des Einsatzes 
eines gefährlichen Werkzeugs gemäß § 224 I Nr. 2 StGB 
gewürdigt. Der BGH entschied, dass ein Straßen- oder 
Turnschuh von üblicher Bescha"enheit regelmäßig als 
ein gefährliches Werkzeug anzusehen ist, wenn damit 
einem Menschen gegen den Kopf getreten wird.

In ständiger Rechtsprechung1 ebenso wie in Lehrbü-
chern und Kommentaren2 wird das gefährliche Werk-
zeug de'niert als ein Gegenstand, der nach seiner ob-

 * Juniorprofessorin für Strafrecht an der Universität Hamburg.
1 BGH vom 06.06.1952, BGHSt 3, 105 (109); BGH vom 11.02.1982, 
BGHSt 30, 375 (377); BGH vom 09.07.2002, NStZ 2002, 597 (598). 
2 Kristian Kühl, in: Lackner/Kühl, StGB, 27. Au#. 2011, § 224 Rn. 5, 
Bernhard Hardtung, in: MüKo, StGB, 2003, § 224 Rn. 19; Walter Stree/
Detlev Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder, StGB, 28. Au#. 2010, 
§ 224 Rn. 4.


